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Betriebspraxis Politik

D ie Novellierung der Designrichtli-
nie ist eines dieser Themen, die 
Wasser auf die Mühlen der EU-

Skeptiker gießen. Kritiker der Europä-
ischen Vereinigung fallen in diesem 
Kontext zuallererst die Begriffe Hand-
lungsunfähigkeit und Bürokratisierung 
ein. Die Mitgliedsstaaten verfolgen natio-
nale Interessen und behindern so eine 
einheitliche europäische Gesetzgebung. 
1998 verabschiedete die Kommission eine 
Richtlinie zum Designschutz für die Fahr-
zeuge als Ganzes und für sichtbare Ersatz-
teile und stellte es den Mitgliedern frei,  
Designschutzanmeldungen für einzelne 

Ersatzteile durch eine allgemein gültige 
Reparaturklausel auszuschließen. Im Jahr 
2003 begrüßten die Automobilhersteller 
das deutsche Gesetz zur Reform des 
Geschmacksmusterrechts, weil es diese 
Reparaturklausel nicht berücksichtigte. 
Diese Regelung sichert Herstellern also de 
facto ein Monopol bei der Produktion und 
dem Vertrieb von sichtbaren Ersatzteilen, 
wie etwa Windschutzscheiben, Stoßfän-
gern und Scheinwerfern. 

Die Umsetzung der europäischen 
Designschutzrichtlinie in nationales Recht 
geschah uneinheitlich. Diese Regelungen 
sind den Wettbewerbshütern in Brüssel 

Designschutz

Signalwirkung
Am 12. Dezember 2007 gaben EU-Parlamentarier einen wichtigen Impuls für eine 
Vereinheitlichung des Designschutzes und gingen einen großen Schritt in Richtung 
Liberalisierung des Ersatzteilmarktes. Die größte Hürde wartet allerdings noch:  
Die Unionsmitglieder müssen dem Beschluss mit qualifizierter Mehrheit zustimmen.

Bilder: Europäisches Parlament, Mercedes-Benz, Hella

TecCom

Sicherheit
Es besteht ein großer Unterschied 
zwischen kontrolliertem Teilenachbau 
für den freien Ersatzteilmarkt und 
Produktpiraterie. Fälschungen sind 
illegal und müssen wirksam bekämpft 
werden. Die Firma TecCom hat nun 
mit dem Dachverband der Automobil-
Zuliefererindustrie (CLEPA) eine 
Abwehrmaßnahme entwickelt. Das 
Programm TecIdentify ermöglicht die 
zweifelsfreie Überprüfung von Ersatz-
teilen. Jedes Produkt bekommt nach 
der Herstellung eine Identifikations-
nummer zugewiesen. Deren Authen-
tifizierung erfolgt über die Lösung 
TecIdentify auf der Basis intelligenter 
und nicht-kopierbarer Decodierung. 
Die Lösung wird von führenden 
Zulieferern unterstützt und ist eine 
wichtige Hilfe für Werkstätten, Herstel-
ler und Zoll. 
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ein Dorn im Auge und bereits im Jahr 
darauf forderte die EU-Kommission eine 
Novellierung der Designschutzgesetzge-
bung  und durch die europaweite Aufnah-
me der Reparaturklausel eine Marktlibe-
ralisierung.

Angestrebte Harmonisierung

Einigen konnten sich die Kommissare und 
die Reformgegner, allen voran die 
Mitgliedsstaaten Frankreich und Deutsch-
land, freilich nicht. Die Kompromisslö-
sung, wonach den einzelnen Ländern 
Spielräume bei der Umsetzung der Richt-
linie in nationales Recht eingeräumt 
wurde, bleibt umstritten. In Deutschland 
gelang es immerhin, der Automobilindus-

trie das Versprechen – in Form einer nicht 
rechtsverbindlichen Erklärung des VDA 
gegenüber der Bundesregierung – abzu-
trotzen, den Designschutz nicht gegen den 
freien Teilemarkt einzusetzen. In der 
Realität zeigte das Vorgehen von Opel 
gegen zwei Teilegroßhändler jedoch rasch, 
dass die Selbstverpflichtung eher ein 
Lippenbekenntnis denn eine ernstzuneh-
mende Absichtserklärung war.  

Inzwischen ist viel Spreewasser am 
Bundestag vorbeigeflossen, in der Debat-
te jedoch hat sich nichts Grundlegendes 
bewegt. Seit vergangenen Dezember aber 
ist aufgrund einer Entscheidung des Euro-
päischen Parlaments (EP) frischer Wind 
in der Diskussion. Die Parlamentarier in 
Straßburg haben beschlossen, die Design-

richtlinie dahingehend zu ändern, dass 
der Designschutz für Ersatzteile nach 
einer Übergangszeit von fünf Jahren in 
allen EU-Staaten abgeschafft wird. Noch-
mal zur Verdeutlichung: Die Rechtslage 
in Europa ist ein Flickenteppich. In 
Deutschland und 14 weiteren Ländern 
haben die Hersteller ein Produktmonopol 
für Ersatzteile: Für die Reparatur eines 
Unfallschadens dürfen Werkstätten beim 
Teilehandel nur vom Hersteller gebaute 
Originalteile oder Lizenzprodukte erwer-
ben. In neun EU-Ländern hingegen gibt 
es für „must-match“-Teile keine marken-
rechtlichen Bindungen. In Spanien, Itali-
en, Großbritannien und weiteren Ländern 
können die Werkstätten somit preiswerte 
Nachbauteile verbauen. Der EU-Minister-
rat wird sich im ersten Halbjahr 2008 mit 
der Thematik befassen müssen. 

Pro und Contra

Die Fronten jedenfalls sind geklärt: Die 
Befürworter des Status Quo, allen voran 
der Verband der Automobilindustrie 
(VDA), argumentieren in einer Pressemit-
teilung zum EP-Beschluss, die Abschaf-
fung des Designschutzes sei „falsch 
verstandene Liberalisierung“. Der Verband 
führt einen drohenden industriellen 
Nachbau von Autoteilen in Fernost ins 
Felde, sollte die Gesetzeslage geändert 
werden. Dadurch würden aber Arbeits-

Kommentar

Falsche Richtung
In der Debatte um den Designschutz, genauer um seine allzu großzügige Auslegung, 
die auch sichtbare Ersatzteile umfasst, geht es letztlich nur um das Eine: Pfründe, 
Privilegien bzw. Profit. Der Aftermarket ist ein lukratives Geschäft für die Hersteller. 
Natürlich wollen sie sich diese Einnahmen nicht entgehen lassen. Und natürlich 
wird dabei wieder das Killer-Argument Arbeitsplatzabbau bemüht. Wenn man die 
Regierung auf die eigene Seite ziehen will, hat das noch immer geholfen. Nur 
handelt die Bundesregierung kurzsichtig, wenn sie sich einspannen lässt und auf 
das veraltete Rezept Protektionismus setzt. Die nationale Karte sticht in Zeiten von 
Globalisierung und Freihandel nicht mehr wirklich.� Martin Schachtner

Der Handel mit Ersatzteilen ist ein gutes Geschäft Bisher wird der Designschutz in Deutschland de jure auch auf sichtbare Ersatzteile angewandt
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plätze und Wertschöpfung aus Mitteleur-
opa abgezogen. Außerdem habe die 
Industrie hohe Investitionskosten für das 
Fahrzeugdesign, diese Ausgaben könnten 
einzig durch umfangreiche Schutzrege-
lungen refinanziert werden. Nicht zuletzt 
betont der VDA, dass die Verbandsmit-
glieder einen „verantwortungsbewussten 
Umgang mit Designschutzrechten“ 
pflegten. Aufgrund der Zusicherung, 
Wettbewerber nicht zu benachteiligen, 
werde der freie Markt in keiner Weise 
behindert. Darüber hinaus stützt sich der 
Automobil-Verband auf die angeblich 
mangelhaften Qualitäts- und Sicherheits-
standards der Importware im Vergleich 
zu den Originalersatzteilen. 

Die Befürworter einer Liberalisierung  
dagegen betonen, dass sich die Reparatur-
kosten nach einem Fall des Designschut-
zes deutlich verbilligen würden. Laut einer 
Studie vom Gesamtverband Autoteile-
Handel (GVA) könnten die Preise für 
Ersatzteile dann um sechs bis zehn Prozent 
sinken. 

Kritik an der Regierung

Der Verband kritisiert den großen Einfluß, 
den die Automobilindustrie auf die 
Bundesregierung ausübt. Die Beeinträch-
tigung des Wettbewerbs beim Handel mit 
Ersatzteilen führe letztlich zu mangelnder 
Qualität und hohen Preisen, ist sich auch 
Oswald Metzger, ehemals grüner Bundes-
tagsabgeordneter, sicher. Die Allianz für 
eine Aufnahme der Reparaturklausel in 
die deutsche Gesetzgebung ist parteiüber-
greifend. Die Verbände GVA und ZDK 
(Zentralverband Deutsches Kraftfahr-

zeuggewerbe), der ADAC und Politiker 
aus den Reihen von Bündnis 90/Die 
Grünen, der FDP sowie der Union unter-
stützen eine Harmonisierung in Richtung 
mehr Wettbewerb. 

Einige gebrauchen deutliche Worte in 
der Debatte: „Die Bundesregierung macht 
sich auf schändliche Weise zum Steigbü-
gelhalter der allmächtigen Autoindustrie“, 
empört sich etwa Oswald Metzger. Milde-
re Worte findet Hartmut Röhl, der Präsi-
dent des GVA und Vizepräsident der 
europäischen Vereinigung FIGIEFA: „Es 
ist an der Zeit, dass die Bundesregierung 
sich von der mächtigen Lobby der Auto-
industrie lossagt.“ Die Allianz von Regie-
rung und Fahrzeugherstellern entziehe 
der mittelständisch strukturierten Kfz-
Dienstleistungs-Branche jedenfalls die 
Existenzgrundlage, gibt Röhl in einer 
GVA-Pressemitteilung zu bedenken. 

Ruf nach Liberalisierung

Der GVA fordert Rechtssicherheit. Die 
Automobilhersteller hätten sich mit einer 
unverbindlichen Zusage von der Einfüh-
rung einer Reparaturklausel freigekauft. 
Die Zusage, wonach der Designschutz für 
sichtbare Karosserieteile nicht gegen freie 
Wettbewerber eingesetzt werden soll, 
würde gegenwärtig zwar weitgehend 
eingehalten. Doch geschehe dies nur 
aufgrund des schwebenden Gesetzge-
bungsverfahrens, um die Wettbewerbs-
hüter nicht gegen sich aufzubringen, 
vermutet Röhl. Würde sich die Industrie 
jedoch mit ihren Vorstellungen durchset-
zen, könnte dies als Blankovollmacht 
gesehen und ausgenutzt werden. Der GVA 

fordert die europaweite Einführung der 
Reparaturklausel und befindet sich damit 
in einer Stoßrichtung mit der EU-
Kommission, dem EP und den bisher in 
dieser Sachfrage betrauten EU-Gremien 
und Ausschüssen. 

Dem EP ist die Brisanz und Bedeutung 
des Beschlusses bewusst. Deshalb spra-
chen sich die Parla-
mentarier für eine 
Übergangsfrist von 
fünf Jahren aus. 
Manche EP-Mitglie-
der  b e ant r ag ten 
sogar eine Frist von 
acht Jahren. Dieser Vorstoß wurde aller-
ding abgelehnt. Der GVA steht einer 
Übergangsfrist ablehnend gegenüber. 
Laut GVA-Sprecher Alexander Vorbau 
entbinde die Einigung auf europäischer 
Ebene die Autobauer von der Selbst
verpflichtung. Es sei nicht ausgeschlos-
sen, dass diese dann bis Fristende ihr 
Monopol einklagen und dem freien 
Handel Schaden zufügen könnten.  

Mehr Vielfalt im Markt

Es sei wichtig, dass die Verbraucher 
zwischen einzelnen konkurrierenden 
Ersatzteilen wählen könnten, hieß es in 
der EP-Pressemitteilung zum Abstim-
mungsergebnis. Eine Öffnung des Marktes 
führe zu einer größeren Vielfalt des Ersatz-
teilangebots, wodurch den Betrieben 
sowie den Versicherungsgesellschaften 
und Verbrauchern eine größere Auswahl 
und niedrigere Preise bei sichtbaren 
Karosserieteilen eröffnet werde, so das EP 
in der Begründung.  � Martin Schachtner

Hersteller lehnen die Reparaturklausel mit Verweis auf die hohen Designkosten ab Der freie Teilehandel beklagt eine zu starke Regulierung des Ersatzteilmarktes

Interessen der Auto-
bauer und des freien 
Teilehandels stehen 
sich gegenüber.


